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Umweltproteste in China:  
Alles BANANA?
Sophie Veauthier
Im Juli 2012 kam es in den chinesischen Städten Shifang und Qidong zu großen und ge-
waltsamen Protesten gegen Industrieprojekte, von denen die Bewohner Umweltschä-
den sowie gesundheitliche und wirtschaftliche Beeinträchtigungen befürchteten. Beide 
Projekte wurden inzwischen von den lokalen Regierungen gestoppt.
Analyse
Die Proteste in Shifang und Qidong lassen sich in einen größeren Trend zunehmender 
Umweltproteste einordnen, der spätestens mit den „Spaziergängen“ in Xiamen im Jahr 
2007 bekannt geworden ist. Beide Fälle sind typisch für diese neue Form des Bürgerak-
tivismus, der die chinesische Regierung vor erhebliche Herausforderungen stellt. Bür-
gerliche Aktivisten in China bedienen sich unkonventioneller Formen des Protests und 
greifen auch zur Gewalt. Dahinter steht nicht kleinbürgerlicher Egoismus, sondern eine 
tiefe Krise des Vertrauens zwischen Bürger und  Staat.
  In China ist eine deutliche Zunahme des bürgerlichen Aktivismus festzustellen. Die 
Zahl an Protesten, Petitionen und sogenannten E-Movements nimmt seit dem Jahr 
1993 kontinuierlich zu; die Zahl der Umweltproteste wächst besonders schnell.
  Die gängige Stigmatisierung dieser Proteste als NIMBY-Phänomene (not in my back-
yard), von Stadtplanern auch mit dem Akronym BANANA (build absolutely nothing 
anywhere near anyone) gekennzeichnet, die nur aus lokalem Eigeninteresse der Be-
völkerung erfolgen, greift zu kurz, da sie die Beschränkungen des autoritären poli-
tischen Kontexts in China übergeht. Chinesische Bürgeraktivisten fordern die Ein-
haltung bestehender Rechte, ihr Zorn richtet sich gegen das Fehlverhalten lokaler 
Regierungen und sie sind bereit, dafür erhebliche politische Risiken einzugehen.
  Die Protestierenden besitzen eine erhöhte Risikobereitschaft, da sie das Vertrauen 
in die Lokalregierungen verloren und ein stärkeres Umwelt- und Rechtsbewusst-
sein entwickelt haben. Mangelnde institutionelle Mechanismen der Partizipation 
und die Möglichkeiten der Information über neue soziale Medien erhöhen zusätz-
lich den Druck auf die Regierung.
  Die Regierung hat bisher keine umfassende Strategie zum Umgang mit dem neu-
en bürgerlichen Aktivismus, da sie mit den rasanten sozialen Veränderungen nicht 
Schritt halten kann. Dies verweist auf die grundlegende Diskrepanz wirtschaftlichen 
Aufschwungs und politischen Stillstands. Angesichts der Politisierung einer jungen 
Generation bürgerlicher Aktivisten könnte diese reaktive Haltung für das Regime 
gefährlich werden.
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Städtische Bürger wehren sich
Im Juli 2012 kam es in zwei chinesischen Städten 
zu gewaltsamen Protesten, die in der internatio-
nalen Presse und im Land selbst große Aufmerk-
samkeit erlangten. Zunächst demonstrierten in der 
Stadt Shifang, in der Provinz Sichuan, Zehntau-
sende gegen eine Kupferfabrik. Nur 22 Tage spä-
ter gingen in der Stadt Qidong, Provinz Jiangsu, 
erneut Zehntausende auf die Straße, diesmal ge-
gen die Einleitung von industriellen Abwässern 
ins Meer.1 In beiden Fällen wandten sich die Stadt-
bewohner gegen Industriebetriebe, von denen sie 
Umweltschäden sowie gesundheitliche und wirt-
schaftliche Beeinträchtigungen befürchteten. Zur 
Mobilisierung nutzten sie aktiv die neuen sozia-
len Medien wie Mobiltelefone und Mikroblogs, 
insbesondere die Plattform Weibo. In beiden Fäl-
len kam es zu gewaltsamen Auseinandersetzungen 
mit der örtlichen Polizei. Das Handelsblatt warnte 
am 3. Juli 2012 mit Bezug auf Shifang: „Umwelt-
protest in China gerät außer Kontrolle“. Und die 
Süddeutsche Zeitung zeigte am 28. Juli 2012 auf ihrer 
Internetseite Bilder aus Qidong von Schlägereien 
zwischen Protestierenden und der Polizei, von de-
molierten Autos und dem besetzten Gebäude der 
Lokalregierung. 
Das Onlinemagazin Nature sah in den Protesten 
Hinweise auf einen wachsenden Unmut der chi-
nesischen Bevölkerung gegenüber Umweltver-
schmutzungen und stellte einen Bezug zu den 
von vielen Beobachtern vermissten Reformen her: 
„Green Protests on the Rise in China. Environmen-
tal Groups use Momentum to Push for Reforms“ 
(Gilbert 2012). Dies hätte eine besondere Brisanz, 
da die Proteste in Shifang und Qidong nach dem 
Skandal um den Chongqinger Parteiführer Bo Xilai 
und angesichts sinkenden Wirtschaftswachstums 
die Parteiführung im Vorfeld des kommenden Par-
teitags und des anstehenden Führungswechsels 
vor zusätzliche Probleme stellen könnten. 
In der Tat haben soziale Proteste in China in den 
letzten Jahren an Bedeutung gewonnen. Insbeson-
dere die Zahl an Umweltprotesten hat stark zuge-
nommen, wobei viele als NIMBY-Phänomen (not 
in my backyard) bezeichnet werden. Dem Economist 
zufolge reihen sich Shifang und Qidong mit Xia-
men 2007 und Dalian 2011 in eine Abfolge solcher 
NIMBY-Proteste ein (The Economist 2012). Diese – 
1 Details zu Shifang und Qidong nach ausländischen und chi-
nesischen Presseberichten und Blogs.
eher abwertende – Bezeichnung der Proteste, die 
reines Eigeninteresse der Akteure unterstellt, ver-
kennt jedoch ihre ganze Tragweite. Während die 
Auslöser der Proteste mit denen in westlichen De-
mokratien, in denen dieser Begriff geprägt wurde, 
vergleichbar sind, werden die Risiken, die die Pro-
testierenden im autoritären China eingehen, hier-
mit nicht erfasst.
Die Zunahme des „Bürgeraktivismus“ (Yang 
2009) in den vergangenen fünf Jahren ist auch 
Ausdruck des gesteigerten Umwelt- und Rechts-
bewusstseins der städtischen Bevölkerung, insbe-
sondere der jüngeren Generation, und zugleich 
Ausdruck eines wachsenden Misstrauens gegen-
über den Entscheidungen städtischer Regierungen, 
die die gesetzlich vorgesehenen Prozesse der Bür-
gerbeteiligung oftmals nur unzureichend einhal-
ten. Die Möglichkeiten zur Information und Orga-
nisation, die den Protestierenden durch die neuen 
sozialen Medien bereitstehen, verschärfen den 
Druck auf Partei und Regierungen zusätzlich. Die-
se bemühen sich seit Längerem, ihre Methoden des 
„gesellschaftlichen Managements“ den neuen Be-
dingungen anzupassen. So sollen durch verfeinerte 
Kontrollinstrumente und präventive Maßnahmen 
Konflikte bereits zum Zeitpunkt ihres Auftretens 
erkannt werden, um später nicht durch massive 
Repression für deren Unterdrückung sorgen zu 
müssen. Eben diese Anpassung ist bisher jedoch 
noch nicht hinreichend gelungen.
Steigende Zahl von Protesten in China
Die Zahl sogenannter Massenvorfälle (quntixing 
shijian)2 hat in China innerhalb der letzten zwei 
Jahrzehnte kontinuierlich zugenommen. Offizi-
ellen Zahlen des Ministeriums für öffentliche Si-
cherheit zufolge ist ihre Zahl bis zum Jahr 2005 auf 
87.000 gestiegen, eine Verzehnfachung gegenüber 
dem Jahr 1993. Das Ministerium hat nach dem Jahr 
2006 keine Angaben mehr zur Zahl von Protesten 
gemacht, Wissenschaftler und Medien innerhalb 
und außerhalb Chinas gehen aber von einem wei-
teren Anstieg aus. Für das Jahr 2010 schätzt Sun 
Liping, Soziologieprofessor an der renommierten 
2 Der Begriff „Massenvorfälle“ erschien erstmals im Jahr 1999 
in chinesischen Publikationen. Er bezeichnet alle Formen öf-
fentlicher Proteste ab einer bestimmten Anzahl von Personen 
(wahrscheinlich fünf). Während der Begriff einerseits die 
Natur der Proteste verschleiert, steht er andererseits für die 
Anerkennung „hausgemachter“ Ursachen statt von „Feinden“ 
inszenierter Unruhen.
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Qinghua Universität in Beijing, mindestens 180.000 
Proteste (Sun 2011). 
Ein weiterer Hinweis auf die wachsende Bereit-
schaft in der chinesischen Bevölkerung, sich gegen 
die Beeinträchtigung ihrer Interessen zu wehren, 
ist die Zahl der Petitionen, die schriftlich oder per-
sönlich bei den Behörden vorgebracht werden. So 
ist die Zahl der Petitionsbesuche bei der Zentral-
regierung in Beijing vor allem zwischen den Jah-
ren 2003 und 2006 rasant gewachsen, bis der Druck 
der Zentralregierung auf die lokalen Behörden zu-
nahm, Reisen von Petitionären nach Beijing zu ver-
hindern (Li, Liu und O‘Brien 2012). Auch die Zahl 
der sogenannten Massenvorfälle im Netz (wangluo 
quntixing shijian) ist nahezu parallel zur Internet-
nutzung in China seit dem ersten registrierten Fall 
im Jahr 2003 stark gestiegen. Vor allem das Mikro-
blogging hat „E-Movements“ großen Auftrieb ge-
geben.
Während sich die meisten dieser Angaben zu 
Protesten und Petitionen in Ermangelung öffent-
lich zugänglicher Statistiken nicht verifizieren las-
sen, sind die Ursachen und Anlässe für Proteste 
gut dokumentiert. Vor dem Hintergrund weiter 
wachsender Ungleichheit und dem stets virulenten 
Problem der Korruption reichen die Gründe von 
Zwangsmaßnahmen der Familienplanung über 
Konflikte auf dem Arbeitsmarkt (Lohnrückstän-
de, die weiterhin hohe Arbeitslosigkeit, katastro-
phale Arbeitsbedingungen und Arbeitsunfälle), 
die Überalterung der Gesellschaft und unzurei-
chende soziale Sicherungssysteme bis hin zu eth-
nisch-religiösen Spannungen. Der Soziologe Sun 
Liping warnt zum Beispiel, dass soziale Ungleich-
heit gepaart mit der Wahrnehmung, dass viele ih-
ren Reichtum unrechtmäßig durch Korruption er-
worben haben, zum Verfall der sozialen Ordnung 
beitrage (Sun 2011).
Eines der drängendsten Probleme, das Chine-
sen in Stadt und Land auf die Straße bringt, ist 
die Umweltverschmutzung. Infolge des rasanten 
Tempos der Industrialisierung nach dem Jahr 1978 
leidet China heute unter einer Vielzahl von Um-
weltschäden. Im Jahr 2008 lagen 20 der 30 am meis-
ten verschmutzten Städte der Welt in China. Die 
dramatisch hohe Luftverschmutzung hat zuletzt 
im Dezember 2011 Schlagzeilen gemacht. Unter 
dem Eindruck einer sich wochenlang über Chinas 
Nordosten haltenden Smogwolke entbrannte eine 
öffentliche Debatte über die Weigerung der Beijin-
ger Behörden, Messungen der Verschmutzung mit 
PM2,5-Partikeln zu veröffentlichen und die hohe 
Luftverschmutzung in Beijing öff entlich anzuer-
kennen. Die Zahl der Todesfälle durch Lungen-
krebs in China hat sich in den vergangenen 30 Jah-
ren verfünffacht. Insgesamt 75 Prozent aller Flüsse 
und Seen sowie 90 Prozent des städtischen Grund-
wassers sind stark verschmutzt und mehr als 300 
Mio. Menschen im ländlichen Raum haben keinen 
Zugang zu trinkbarem Wasser. Einer Studie der 
OECD aus dem Jahr  2007 zufolge trinken hunder-
te Millionen Chinesen mit Säuren, Fluorid, unge-
filterten Abwässern, Düngern und Pestiziden ver-
seuchtes Wasser (Shapiro 2012). Auch die Zahl der 
Umweltunfälle ist hoch; im Jahr 2009 wurden 418 
Unfälle verzeichnet, bei denen 36 Personen ums 
Leben kamen (CSYE 2010).
Angesicht dieser gravierenden Probleme ist die 
seit den 1990er Jahren steigende Zahl der Umwelt-
proteste nicht verwunderlich. Die Zentrale Um-
weltschutzbehörde SEPA, im Jahr 2008 zum Mi-
nisterium für Umweltschutz (MEP) aufgewertet, 
verzeichnete für die Jahre 2005 und 2006 einen An-
stieg um jeweils 30 Prozent pro Jahr. Im Jahr 2006 
wurde ein Höchstwert von 4.005 Petitionen und 
473 Besuchen erreicht (CEY 2007). Obwohl seitdem 
gesunken, lag die Zahl mit 2.638 Petitionen und 197 
Besuchen (CEY 2011) im Jahr 2010 allerdings im-
mer noch deutlich über der des Jahres  2000 (1.632 
Petitionen, 224 Besuche) (CEY 2001).
Während sich schon seit Langem direkt be-
troffene „Opfer“ gegen die Umweltverschmut-
zung und daraus bereits erfolgte gesundheitliche 
Probleme wehren und seit den 1990er Jahren eine 
steigende Zahl von Umwelt-NGOs für den Um-
weltschutz eintreten, sind Proteste gegen geplante 
Ansiedlungen von Unternehmen, Müllverbren-
nungsanlagen oder anderen Maßnahmen, von de-
nen eine Umwelt- und Gesundheitsschädigung er-
wartet wird, ein relativ neues Phänomen, auf das 
die Öffentlichkeit in und außerhalb Chinas vor 
allem nach dem Protest-„Spaziergang“ gegen ein 
Chemiewerk in Xiamen im Mai 2007 aufmerksam 
wurde. Seitdem haben diese NIMBY-Proteste stän-
dig zugenommen.
NIMBY im autoritären China
Die Bezeichnung NIMBY-Proteste wurde in den 
frühen 1980er Jahren von US-amerikanischen Pla- 
nungswissenschaftlern geprägt und ist in der 
Literatur meist negativ konnotiert, was noch 
deutlicher wird durch ebenfalls benutzte Akrony-
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me wie CAVE (citizens against virtually everything) 
oder BANANA (build absolutely nothing anywhere 
near anyone). Gegenstand ist zumeist locally unwant-
ed land use, kurz LULU; d.h. ein Projekt wird nicht 
grundsätzlich abgelehnt, aus Angst vor damit ver-
bundenen Risiken aber nicht in der Nähe des eige-
nen Wohnorts geduldet (Schively 2007). Eine deut-
sche Entsprechung ist das Sankt-Florian-Prinzip: 
„Verschon‘ mein Haus, zünd‘ andre an!“.
Proteste in China werden erst seit wenigen Jah-
ren als NIMBY beschrieben – in Abgrenzung zur 
Umweltbewegung der NGOs (Johnson 2010), ohne 
dass die Übertragung dieses in westlichen Demo-
kratien geprägten Begriffs auf einen autoritären 
Staat wie China inhaltlich hinterfragt würde. Ein 
Grund für diese mangelnde Problematisierung 
dürfte die scheinbar gleichgeartete Konstellation 
von NIMBY-Protesten im Westen und in China 
sein. Die Anlässe für die oben genannten Umwelt-
proteste, Müllverbrennungsanlagen, petroche-
mische Fabriken, Metallwerke und die Einleitung 
industrieller Abwässer sind eindeutig LULUs, also 
typisch für NIMBY-Proteste. Wie im Westen be-
fürchten die Protestierenden zukünftige Schäden, 
neben gesundheitlichen auch den Werteverfall 
ihres Wohneigentums oder eine Abnahme der Le-
bensqualität durch Lärm und Gestank. Eine wei-
tere Gemeinsamkeit ist die soziale Herkunft der 
Protestierenden: Es protestieren nicht Bauern oder 
Wanderarbeiter, sondern städtische Bürger, Mit-
glieder der erstarkten chinesischen Mittelschicht.
Allein ein solcher Vergleich verkennt die un-
terschiedlichen politischen Kontexte. Das Kos-
ten-Nutzen-Verhältnis von Protesten in autori-
tären Staaten unterscheidet sich grundlegend von 
dem in demokratischen Staaten. So sind repressive 
Maßnahmen in autoritären Regimen wahrschein-
licher als in demokratischen Regimen. Die Bürger 
von Shifang und Qidong protestierten, um das Ri-
siko zu minimieren, nicht gegen die Umweltpoli-
tik der Zentralregierung, sondern gegen Entschei-
dungen der städtischen Behörden. In Shifang, wo 
die Demonstrationen am 1. Juli, dem Gründungs-
tag der Kommunistischen Partei, begannen, hielten 
sie Schilder mit der Aufschrift „Lang lebe die Kom-
munistische Partei Chinas, werft das Kupferwerk 
raus!“ hoch, um deutlich zu machen, dass sich ihr 
Protest nicht gegen das politische System richtete. 
Auch hatten die Bürger in Shifang und Qidong zu-
nächst die ihnen zur Verfügung stehenden legalen 
Möglichkeiten ausgeschöpft und bei den Stadtre-
gierungen Petitionen vorgebracht, die Veröffent-
lichung der Ergebnisse der Umweltverträglich-
keitsprüfung gefordert und dann die Erlaubnis zur 
Demonstration beantragt, der jedoch nicht stattge-
geben wurde. Dieses Verhalten ist typisch für die 
überwiegende Zahl der Proteste in China, bei de-
nen es um die Einforderung bestehender und nicht 
neuer Rechte geht (O’Brien und Li 2006). 
Erst danach griffen die Protestierenden zu un-
konventionellen Formen der Partizipation und 
griffen letztlich sogar zu gewaltsamen Methoden. 
Die Risiken eines solchen Vorgehens sind groß, da 
die Wahrscheinlichkeit einer repressiven Reaktion 
durch die Lokalregierung hoch ist. In Qidong ver-
sandte die Stadtregierung Kurznachrichten über 
das Mobilfunknetz mit der Warnung, nicht zu de-
monstrieren und veranlasste, dass solche War-
nungen auch in städtischen Betrieben, Schulen und 
Gemeindeeinrichtungen ausgesprochen wurden. 
Dass sich die Sicherheitskräfte dann in den Aus-
einandersetzungen deutlich zurückhielten (wofür 
sie auch in der staatlichen Presse gelobt wurden), 
dürfte ein Reflex auf die zuvor erfolgte und letzt-
lich wirkungslose Eskalation in Shifang gewesen 
sein.
Warum kam es trotz der Warnungen zu De-
monstrationen? Ein wesentlicher Grund dürfte 
sein, dass die Erfahrungen mit legalen Möglich-
keiten der Klage oder der Beschwerde nicht ermuti-
gend sind und kaum institutionelle Wege der Kom-
munikation und des Ausgleichs zwischen Bürgern 
und Lokalregierungen bestehen. Auch halten sich 
Letztere in vielen Fällen nicht an die im Umwelt-
recht verankerte öffentliche Partizipation bei Pro-
jekten. Außerdem sind die Risiken von Protesten 
auf lokaler Ebene mit der Anerkennung von Mas-
senvorfällen leicht gesunken. Verschiedene Pro-
testforscher kommen in der Analyse des Verhal-
tens der Zentralregierung zu lokalen Protesten, 
Petitionen, Online-Protesten und Kritik im Inter-
net sogar zu der Ansicht, dass diese unter gewissen 
Bedingungen von der Zentralregierung gewünscht 
sind, um die lokalen Kader besser kontrollieren zu 
können. Protestierende vermuten also mehr Ver-
ständnis für ihre Forderungen bei der Zentralre-
gierung als bei den Regierungen vor Ort und damit 
geringere Kosten ihrer unkonventionellen Partizi-
pation, solange es sich um die Kritik lokaler Miss-
stände handelt.
Dies gilt für Bürgeraktivisten in stärkerem 
Maße als für NGOs, die auf eine langfristige Koo-
peration mit der Politik angewiesen sind und die-
se neuen Möglichkeiten nicht ausschöpfen können. 
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Gerade Bürgeraktivisten bedienen sich deshalb 
immer häufiger provokativer Taktikten, die kurz-
fristig Erfolg in einer Frage des lokalen Umwelt-
schutzes versprechen – zumal sie geeignet sind, die 
Zentralregierung auf das Problem aufmerksam zu 
machen und so zusätzlichen Druck auf die Lokal-
regierung auszuüben (Johnson 2010). Eine Stigma-
tisierung dieses Protestverhaltens als NIMBY-Den-
ken greift folglich zu kurz.
Umweltbewusstsein und Vertrauenskrise
Während die Risiken für Proteste in China also hö-
her sind als in westlichen Demokratien, sind die in-
stitutionellen Mechanismen der Partizipation stark 
eingeschränkt. Die wachsende chinesische Mittel-
schicht sieht sich mit drastischen sozialen und öko-
logischen Folgen des wirtschaftlichen Wachstums 
der letzten 30 Jahre konfrontiert, ohne dass ihr ef-
fektive Mechanismen der Kontrolle von Regie-
rungsentscheidungen zur Verfügung stehen, die 
oftmals durch Korruption und wirtschaftlichen 
Wettbewerb der Gemeinden untereinander beein-
flusst sind. Ein wachsendes Umwelt- und Rechts-
bewusstsein sowie mangelndes Vertrauen in die 
Entscheidungen der Regierung erhöhen die Bereit-
schaft der Bürger, Risiken in Kauf zu nehmen und 
unkonventionelle Protestformen zu wählen.
Das wachsende Umweltbewusstsein zeigt sich 
in der oben beschriebenen gestiegenen Zahl von 
Beschwerden und Protesten und hat seinen Ur-
sprung in der ständigen Zunahme von Umwelt-
problemen. Die Kommunistische Partei Chinas be-
müht sich deshalb seit dem 16. Parteitag im Jahr 
2002 verstärkt, den Umweltschutz und qualita-
tives Wachstum stärker in den Mittelpunkt natio-
naler Wirtschaftspolitik zu rücken. Auf das bereits 
im Jahr 1979 erlassene erste nationale Umwelt-
schutzgesetz folgten zahlreiche weitere Bestim-
mungen, wie das im Jahr 2002 verabschiedete Ge-
setz zur Förderung „sauberer Produktion“, das im 
Jahr 2003 beschlossene Umweltverträglichkeits-
prüfungsgesetz und das im Jahr 2005 in Kraft ge-
tretene „Gesetz zur Förderung erneuerbarer Ener-
gien“. Doch die staatliche Umweltbehörde SEPA 
bzw. das heutige Umweltministerium, das für die 
Durchsetzung der staatlichen Umweltpolitik zu-
ständig ist, ist personell unterbesetzt und verfügt 
insbesondere auf lokaler Ebene nicht über genü-
gend Ressourcen. Vor dem Hintergrund der wei-
terhin schnell wachsenden Wirtschaft ergeben sich 
dementsprechend bei der Implementierung der 
Umweltgesetze und Umweltstandards große Voll-
zugsdefizite (Xie 2009). Die so entstandene Diskre-
panz zwischen offiziellen politischen Zielvorgaben 
und tatsächlichen Fortschritten im Umweltbereich 
weckt Unmut in der chinesischen Bevölkerung. Ei-
ner nationalen Umfrage der Chinese Academy of 
Social Sciences aus dem Jahr 2007 zufolge gaben 46 
Prozent der Bevölkerung an, sie seien mit der Leis-
tung der Regierung im Umweltschutz eher nicht 
oder überhaupt nicht zufrieden (Shen 2008). Diese 
Werte waren auffallend schlecht im Vergleich zur 
Bewertung anderer Regierungsleistungen und bie-
ten den Raum für Proteste zur Verbesserung der 
Lebensqualität. Gerade die junge Generation in 
den Städten, für die Marktwirtschaft und Wohl-
stand zur Normalität geworden sind und die lange 
Zeit von vielen Beobachtern als apolitisch bezeich-
net wurde, engagiert sich zunehmend für den Schutz 
ihres Lebensumfeldes. Dafür scheinen zumindest 
einige auch ein geringeres Wirtschaftswachstum 
in Kauf nehmen zu wollen. Auch bei den Protesten 
von Shifang und Qidong hat die Beteiligung vieler 
Jugendlicher eine wichtige Rolle gespielt. In den 
Augen der Regierungspresse war dies besorgnis-
erregend (Zhang und Ma 2012), aber der bekannte 
Blogger Han Han (2012) stellte erfreut fest: „Diese 
Leute sind die Herren von Morgen.“
Gerade die Gruppe der aufstrebenden Mittel-
schicht, jung und gut ausgebildet, zeigt sich in Um-
fragen weniger zufrieden mit der Regierungsleis-
tung als andere Altersgruppen. Die Verlagerung 
von wirtschaftlichen Kompetenzen auf die lokale 
Ebene fördert Korruption und führt damit teilwei-
se zu einer Entfremdung von lokalen Regierungs-
behörden und den von wirtschaftlichen Projekten 
betroffenen Bürgern. Einer Studie von Soziologen 
der Harvard Universität zufolge gaben 27 Prozent 
der Befragen Chinesen an, bereits direkt durch 
den Machtmissbrauch eines Beamten geschädigt 
worden zu sein (Report to Congress 2011). Das 
hieraus erwachsende Misstrauen der Bevölke-
rung erstreckt sich auf unterschiedlichste indus-
trielle Projekte und dient als Nährboden für Pro-
teste, die über die auf potenzielle eigene Verluste 
begrenzte NIMBY-Logik hinausgehen. Dabei be-
steht wie oben beschrieben eine in autoritären Staa-
ten häufig anzutreffende „Vertrauensdifferenz“ ge-
genüber der lokalen Regierung und der nationalen 
Führung in Beijing. Die Verantwortung für lokale 
Missstände wird in der Regel nicht dem System, 
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sondern dem Machtmissbrauch oder der Nachläs-
sigkeit Einzelner vor Ort zur Last gelegt. 
Die Angst vor Machtmissbrauch und Vorteil-
nahme kommt in den letzten Jahren mit einer all-
gemeinen Verunsicherung als Folge mangelnder 
Qualitätskontrollen in der Industrie und zuneh-
mender Umweltprobleme zusammen. Der Skan-
dal um mit Melamin verseuchte Milch im Jahr 2008 
und der Tod unzähliger Schüler in „Dofu-Schulen“ 
bei dem Erdbeben in Sichuan im gleichen Jahr, das 
Zugunglück von Wenzhou am 23. Juli 2011 und die 
Versuche der Regierung, die Ursachen zu vertu-
schen, sind nur einige besonders bekannte Vorfäl-
le der vergangenen Jahre. Viele Chinesen haben 
das Vertrauen in Gesetze und Vorschriften ver-
loren, weil diese nicht eingehalten werden. Die 
Global Times, ein englischer Ableger der Partei-
zeitung Renmin Ribao, spricht dementsprechend 
offen von einer Vertrauenskrise für die Regie-
rung und nennt neben der Aufarbeitung von Wen- 
zhou auch die Nahrungsmittelsicherheit, die Auf-
lösung der „schwarzen Gefängnisse“ für Petitio-
näre in Beijing und die Bekämpfung der Korrup-
tion als Testfall für die Regierung.3 Auch bei den 
Protesten im Juli dieses Jahres äußerten die Protes-
tierenden ihr Misstrauen gegenüber lokalen Beam-
ten. Ein junger Demonstrant in Shifang sagte laut 
Spiegel Online (29. Juli 2012): „Wir müssen an die 
Zukunft denken und nicht nur ans Geld, das ste-
cken sich die Leute in den Behörden doch sowie-
so in die Tasche“. Die Stellungnahme des Parteise-
kretärs von Nantong zur Beendigung des Projekts 
in Qidong im Internet, in welcher ein Schreibfeh-
ler das Datum mit „20012“ angab, kommentierte 
User @123456: „Nicht einmal das Datum einer Da-
tei könnt ihr korrekt angeben, wie sollen die Leu-
te euch noch etwas glauben, das tun sie bis 20012 
noch nicht!“.
Die jüngsten Proteste lassen sich folglich mit 
dem Begriff NIMBY nicht erfassen, sondern zeich-
nen sich durch eine neue Form des Bürgeraktivis-
mus aus, genährt durch steigendes Umwelt- und 
Rechtsbewusstsein sowie wachsendes Misstrauen 
gegenüber den Regierungen. Auffällig ist auch die 
Bezugnahme auf vorangegangene Proteste als Zei-
chen für einen intensiven Informationsaustausch, 
vor allem ermöglicht durch die neuen Medien, 
ohne die es angesichts der fehlenden Berichterstat-
tung in den traditionellen Medien Chinas kaum 
3 Sie hat dem Problem eine Extraseite im Internet gewidmet: 
<www.globaltimes.cn/SPECIALCOVERAGE/CredibilityCri 
sis.aspx>.
möglich war, Näheres über Proteste zu erfahren. 
Obwohl Shifang und Qidong ca. 2.000 Kilometer 
voneinander entfernt liegen, schrieben die Protes-
tierenden in Qidong in einer aufwändig gestalteten 
Infografik, die im Internet veröffentlicht wurde, 
selbstbewusst: „Am 1. Juli 2012 hast du von Shi-
fang in Sichuan gehört, zuletzt müsstest du öfter 
den Namen Qidong gehört haben […]!“.
Handlungsbedarf
Die Kommunistische Partei Chinas sieht sich vor 
ihrem 18. Parteitag im November 2012 mit einer 
massiven Vertrauenskrise konfrontiert. Die Ereig-
nisse in Shifang und Qidong haben erneut deutlich 
gemacht, dass die chinesische Regierung noch kei-
ne adäquate Strategie zum Umgang mit Protesten 
gefunden hat, die auch auf der lokalen Ebene ak-
zeptiert und umgesetzt wird. Im Gegenteil: Nach-
dem hier erst die Bürgerbegehren ignoriert wur-
den, dann den Protesten mit massiver Repression 
begegnet wurde, wurden die Projekte schließlich 
kurzerhand abgesagt. Die Hongkonger South China 
Morning Post kommentiert: „Die nahezu ununter-
brochenen Ausbrüche von Massenprotesten in die-
sem Jahr testen ernsthaft die ‚stabilitätserhaltenden 
Maßnahmen‘ [der chinesischen Regierung].“ Und 
weiter: „Die Aktionen vom Typ Shifang und Qi-
dong zeigen […], dass der Einsatz von Polizeikräf-
ten zur gewaltsamen Unterdrückung von Massen-
protesten nicht länger effektiv ist“ (Chang 2012). 
Der drängende Handlungsbedarf ist der Regierung 
durchaus bekannt und die regierungsnahe Global 
Times schreibt offen: „Der Protest in Shifang hebt 
die Dringlichkeit hervor, die Entscheidungsfin-
dungsprozesse in China anzupassen“ (Zhang und 
Ma 2012). Eben diese Anpassung ist jedoch bisher 
nicht gelungen, da die Zentralregierung mit gesell-
schaftlichen Veränderungen wie dem Erstarken 
des „Bürgeraktivismus“ offensichtlich nicht Schritt 
halten konnte. Dies verweist auf die grundsätzliche 
Problematik, dass politische Reformen – nicht nur 
im Umweltbereich – weit hinter der wirtschaftli-
chen Transformation des Landes zurückgeblie-
ben sind. Die verstärkte Nutzung von Mikroblogs 
durch Polizei und Regierung und die derzeitige 
Diskussion über den Entwurf eines neuen Umwelt-
gesetzes schaffen hier keine Abhilfe, da effektive 
Mechanismen der Partizipation wie z.B. individu-
elle Klagerechte zur Bindung der lokalen Kader an 
die Umweltgesetzgebung weiterhin fehlen.
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